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Die Neuregelungen zum Thema Tempo 30 sind weiterhin kein Freibrief für die Straßenverkehrsbehörden  
der Städte und Gemeinden

Runter vom Gas! „Die Bundesregierung will Tempolimits auf Hauptverkehrsstraßen 

in sensiblen Bereichen mit besonders schützenswerten Verkehrsteilnehmern 

erleichtern – etwa rund um Schulen, Kindergärten, Alten- und Pflegeheime oder 

Krankenhäuser.“1 Kaum eine andere Verkehrsvorschrift beschäftigt die  

kommunalen Gremien so intensiv wie die Einrichtung von Tempo-30-Zonen 

und Tempo-30-Strecken. Nachstehend werden im ersten Teil dieses Beitrags 

die normativen Voraussetzungen für die Anordnung der 30-km/h-Verkehrszeichen 

erörtert.  Von Peter Hornof

Erleichterungen bei der 
Anordnung von Tempo 30 (Teil 1)

M it der Einführung der Zonen-Geschwindig-
keitsverordnung vom 19.2.19852 haben die 

politischen Gremien ein Instrumentarium  
erhalten, mit dem sie meinen, uneingeschränkt 
gestalterisch in die Abläufe des Straßenverkehrs 

eingreifen zu können. Entwickelt wurde diese 
Sichtweise aufgrund des Hinweises in § 45 Absatz 
1c Straßenverkehrs-Ordnung (StVO), dass die 
Straßenverkehrsbehörde Tempo-30-Zonen im 
Einvernehmen mit der Gemeinde anordnen 
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kann. Hierbei reduzieren die zuständigen Stra-
ßenverkehrsbehörden oftmals ihre Verpflich-
tung zur Prüfung der Voraussetzungen auf eine 
Abstimmung im kommunalen Parlament oder 
den Wunsch eines Bürgermeisters. Hierzu stellt 
der Verwaltungsgerichtshof (VGH) Mannheim 
fest: Ermessensentscheidungen, die maßgebend 
auf politischen Wünschen beruhen, sind fehler-
haft.3 Diese Aussage unterstützt auch der  
VGH Hessen mit seiner Entscheidung entgegen 

einer vom Petitionsausschuss des  
Hessischen Landtags und vom Hessi-
schen Landtag befürworteten 30-km/h-

Geschwindigkeitsbeschränkung für die 
Ortsdurchfahrt einer hessischen Gemeinde. Mit 
der alleinigen Begründung der politischen Gre-
mien kann keine an die Erfüllung der Voraus-
setzungen des § 45 Abs. 1 und Abs. 9 StVO 
gebundene Geschwindigkeitsbeschränkung an-
geordnet werden.4 Entspricht die Umsetzung des 
Beschlusses eines politischen Gremiums nicht 
dem geltenden Recht, ist die zuständige Stra-
ßenverkehrsbehörde nicht verpflichtet, eine 
derartige Anordnung zu erlassen. Sie darf sie im 
Zweifelsfall nicht erlassen, da Anordnungen 
von Verkehrszeichen entgegen der aktuellen 
Rechtsprechung rechtswidrig sind. Darüber 
 hinaus unterliegen angeordnete Verkehrszei-
chen der uneingeschränkten gerichtlichen 
Nachprüfbarkeit. Die gerichtliche Nachprüfbar-
keit beruht auf der rechtssatzmäßigen Normie-
rung sämtlicher Verkehrszeichen der StVO. 

 Damit reduziert sich der Ermessensspiel-
raum für Abweichungen von den Vor-
schriften der StVO und VwV-StVO durch 
die Straßenverkehrsbehörden gegen Null. 

Die Straßenverkehrsbehörde kann lediglich 
in den Fällen auf das Auswahlermessen zurück-
greifen, in denen mehrere geeignete Möglichkei-
ten zur Auswahl stehen. 

Formelle Rechtsgrundlagen für die 
Anordnung von Verkehrszeichen

Die sachliche Zuständigkeit für die Anordnung 
von Verkehrszeichen ergibt sich aus der StVO. 
Zuständig für die Ausführung der StVO sind, so-
weit nichts anderes bestimmt ist, die Straßenver-
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kehrsbehörden.5 Darüber hinaus sind die Bun-
desländer berechtigt, die Zuständigkeiten 
einzelner Behörden näher zu bestimmen. In Hes-
sen beispielsweise sind die Zuständigkeiten der 
Straßenverkehrsbehörden in der „Verordnung 
zur Bestimmung verkehrsrechtlicher Zuständig-
keiten“ festgeschrieben.6 Sämtliche Ge- und Ver-
bots-Verkehrszeichen entfalten nur dann ihre 
Rechtskraft, wenn ihrer Aufstellung eine ver-
kehrsrechtliche Anordnung der zuständigen 
Straßenverkehrsbehörde zugrunde liegt.7 Gemäß 
§ 45 Abs. 4 StVO dürfen die genannten Behörden 
(Straßenverkehrsbehörden und Straßenbaube-
hörden, jedoch nicht die Polizei) den Verkehr 
durch Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtun-
gen (Anlage 1 bis 4 StVO) regeln und lenken. Bei 
all ihren Anordnungen haben sie die Straßenbau-
behörden und die Polizei in ihre Entscheidungen 
einzubeziehen und deren Einwände entspre-
chend zu berücksichtigen. In der Praxis kommt 
es an dieser Stelle immer wieder zu gravierenden 
Abweichungen. Straßenbau- und Straßenver-
kehrsbehörden sind nicht selten Bestandteile der 
gleichen Behörde, sodass sich die Anhörung der 
Straßenbaubehörde überwiegend auf die rhetori-
sche Ebene reduziert. Empfehlungen der Polizei 
werden entgegengenommen, oftmals jedoch in 
den Fällen ignoriert, in denen sie den Planungen 
der Kommune widersprechen.

Materielle Rechtsgrundlagen für die 
Anordnung von Verkehrszeichen

Die materiellen Voraussetzungen für die Anord-
nung von Verkehrszeichen sind in § 45 StVO  
festgeschrieben. Die Rahmen- und Ausführungs-
vorschriften ergeben sich aus den §§ 39 bis 43 
StVO i. V. m. Anlage 1 bis 4 StVO sowie §§ 39 bis 
43 VwV-StVO. Bezüglich der Geschwindigkeits-
beschränkungen sind innerhalb und außerhalb 
geschlossener Ortschaften die zulässigen Höchst-
geschwindigkeiten im Straßenverkehr in § 18 
StVO für Bundesautobahnen und Kraftfahrstra-
ßen sowie in § 3 StVO für alle anderen Straßen 
geregelt. Gemäß § 41 Abs. 1 StVO kann die Stra-
ßenverkehrsbehörde mit Vorschriftzeichen der 
Anlage 2 StVO, Abschnitt 7, lfd.-Nr. 49 StVO Ver-
kehrszeichen zur Beschränkung der zulässigen 
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 • § 45 Abs. 9 Satz 1 StVO (neu):11 „Verkehrszei-
chen und Verkehrseinrichtungen sind nur dort 
anzuordnen, wo dies aufgrund der besonderen 
Umstände zwingend erforderlich ist.“

 • § 45 Abs. 9 Satz 3 StVO (neu): „Insbesondere 
Beschränkungen und Verbote des fließenden 
Verkehrs dürfen nur angeordnet werden, wenn 
aufgrund der besonderen örtlichen Verhältnis-
se eine Gefahrenlage besteht, die das allgemei-
ne Risiko einer Beeinträchtigung der Rechts-
güter (Leib, Leben oder bedeutende 
Sachwerte) erheblich übersteigt.“

In der Folge gestatten einige Ausnahmere-
gelungen teilweise Erleichterungen bei der  
Anordnung von Tempo-30-Bereichen für:

 • § 45 Abs. 9 Satz 4 Nr. 3 StVO (neu): „Tempo 
30-Zonen nach § 45 Abs. 1 c StVO“ und

 • § 45 Abs. 9 Satz 4 Nr. 5 StVO (neu): „innerört-
liche streckenbezogene Geschwindigkeitsbe-
schränkungen von 30 km/h (Zeichen 274) auf 
Straßen des überörtlichen Verkehrs im unmit-
telbaren Bereich von besonders schutzwürdi-
gen Einrichtungen wie Kindergärten etc.“

Allgemeine Gefahrenlagen 

§ 39 Abs. 1 Satz 1 StVO beinhaltet zwei Normen, 
je eine für die Verkehrsteilnehmer und eine für 
die Straßenverkehrsbehörden. Allen Verkehrs-
teilnehmern obliegt die Verpflichtung zur eigen-
verantwortlichen Beachtung der allgemei-
nen und besonderen Verkehrsvorschriften 
(z. B. Rechts vor Links, abgesenkter Bord-
stein etc.). Damit ist die  Eigenverant-
wortlichkeit der Verkehrsteilnehmer im 
Straßenverkehr rechtsverbindlich festgeschrie-
ben und es besteht die Verpflichtung, sich 
 laufend fortzubilden und auf die unterschied-
lichsten Verkehrssituationen einzustellen.  
Straßenverkehrsbehörden dürfen örtliche An-
ordnungen durch Verkehrszeichen nur dort tref-
fen, wo dies aufgrund der besonderen Umstände 
zwingend geboten ist. Sind die allgemeinen Ver-
kehrsregeln schlüssig und von den Verkehrsteil-
nehmern erkennbar und sind die örtlichen Um-
stände ohne Besonderheiten, liegt kein 
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Höchstgeschwindigkeit im Straßenverkehr anord-
nen.8 Hinsichtlich der Anordnung von Tempo-
30-Bereichen ist zwischen Zonen- und Strecken-
Beschränkungen zu unterscheiden. 

Vorüberlegungen 

Grundsätzlich sind die Voraussetzungen für die 
Anordnung von Verkehrszeichen mit Ge- oder 
Verboten identisch. Hierzu sind an verschiede-
nen Stellen der StVO und VwV-StVO Normen, 
Standard-Grundlagen und Ausführungsvor-
schriften für die Anordnung von Verkehrszei-
chen festgeschrieben.9

Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundes-
verwaltungsgerichts (BVerwG) sind amtliche 
Verkehrszeichen gemäß §§ 41, 42 StVO anfecht-
bare Verwaltungsakte in Form von Allgemein-
verfügungen.10  Sind die materiellen Vorausset-
zungen für die Anordnung von Verkehrszeichen 
nicht gegeben, sind Anordnungen der Straßen-
verkehrsbehörden materiell-rechtswidrig und 
gemäß § 113 Absatz 1 Verwaltungsgerichtsord-
nung (VwGO) anfechtbar. Hierzu führt § 113 
Abs. 1 Satz 1 VwGO aus: Soweit der Verwaltungs-
akt rechtswidrig und der Kläger dadurch in seinen 
Rechten verletzt ist, hebt das Gericht den  
Verwaltungsakt und den etwaigen Widerspruchs-
bescheid auf. Normative Hürden auf dem Weg zur 
Anordnung von Verkehrszeichen sind die Prü-
fung der Sicherheit oder Ordnung, der besonde-
ren örtlichen Umstände sowie einer Gefahrenlage 
im Straßenverkehr. 

Im Einzelnen befinden sich diese Begriffe in den 
Rechtsvorschriften:

 • § 39 Abs. 1 StVO: „... werden örtliche Anord-
nungen durch Verkehrszeichen nur dort ge-
troffen, wo dies aufgrund der besonderen Um-
stände zwingend geboten ist.“

 • § 45 Abs. 1 StVO: „Die Straßenverkehrsbehör-
den können die Benutzung bestimmter Stra-
ßen oder Straßenstrecken aus Gründen der  
Sicherheit oder Ordnung des Verkehrs be-
schränken oder verbieten und den Verkehr 
umleiten.“
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zwingendes Erfordernis zur Anordnung von 
Verkehrszeichen vor. Umfangreiche Hinweise 
hinsichtlich der besonderen Umstände führt die 
Verwaltungsvorschrift zur StVO zu den §§ 39 bis 
43 näher aus. Gemäß § 45 Abs. 1 StVO wird die 
Zweckbindung von Beschränkungen und Verbo-
ten zur Abwehr von Gefahren im Straßenver-
kehr mit den Worten „aus Gründen der Sicher-
heit oder Ordnung des Verkehrs“ deklariert. 
Und § 49 Abs. 9 Satz 1 StVO wiederholt die 

zwingende Erforderlichkeit für das An-
ordnen von Verkehrszeichen aufgrund 
besonderer Umstände durch die Straßen-

verkehrsbehörden aus § 39 Abs. 1 Satz 1 
StVO. Mit dieser Auswahl normativer Voraus-
setzungen sind die Straßenverkehrsbehörden 
eindeutig an die Abwehr von Gefahren zweckge-
bunden. 

Sicherheit oder Ordnung im 
Straßenverkehr

Die Begriffe Sicherheit oder Ordnung im Stra-
ßenverkehr umschreiben die Abwehr und Mini-
mierung von Gefahren im Straßenverkehr.  
Geschützte Rechtsgüter sind Leib, Leben oder 
bedeutende Sachwerte.12 Die normative Befugnis 
zur Beschränkung und Regelung des Verkehrs 
aus Gründen der Verkehrssicherheit oder Ord-
nung ist Standard-Grundlage für Verkehrsbe-
schränkungen, wobei die Begriffe „Sicherheit“ 
oder „Ordnung“ alternativ und nicht kumulativ 

zu bewerten sind.13 Hierzu hat das Oberver-
waltungsgericht (OVG) Bremen festge-
stellt: „ ... aus Gründen der Sicherheit oder 
Ordnung des Verkehrs ... bezeichnet nicht 

nur eine rechtssatzmäßige Voraussetzung 
für Verkehrsbeschränkungen, sondern gibt zu-
gleich den Zweck des (straßenverkehrsbehördli-
chen) Ermessens normativ vor. Sie setzt voraus, 
dass in einer konkreten Situation, an einer be-
stimmten Stelle oder Strecke einer Straße die Be-
fürchtung naheliegt, dass möglicherweise durch 
Zusammentreffen mehrerer gefahrenträchtiger 
Umstände die zu bekämpfende Gefahrenlage 
eintritt.14 Eine Gefahrenlage im Sinne der Sicher-
heit und Ordnung im Straßenverkehr ist das all-
gemeine Risiko einer Rechtsgutverletzung.
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Eine Behörde handelt daher ermessensfehlerhaft, 
wenn sie nicht zum Zwecke der Gefahrenabwehr 
handelt, sondern das verkehrsrechtliche Instru-
mentarium für einen außerhalb der Gefahrenab-
wehr liegenden Zweck in Dienst nimmt“.15

Die Sicherheit im Straßenverkehr umfasst die Ab-
wehr von Gefahren, die zwar vom Straßenverkehr 
ausgehen, die aber auch über eine Beeinträchti-
gung anderer Verkehrsteilnehmer hinausgehen.16 

Im Einzelnen sind dies Lärmbelästigungen zur 
Nachtzeit oder Erschütterungen des Bodens oder 
durch den Schwerlastverkehr hervorgerufene Ge-
bäudeschäden. Eine die Anordnung rechtfertigen-
de Gefahr für die Sicherheit ist anzunehmen, wenn 
mit hinreichender Wahrscheinlichkeit Schadens-
fälle zu befürchten sind.17 

Eine Gefahr für die Ordnung im Straßenverkehr 
muss auf speziellen örtlichen Gegebenheiten wie 
eine große Verkehrsdichte, starken Querungsver-
kehr, Steigungen, Gefälle, Kurven etc. beruhen. 
Zur Feststellung der betreffenden Gefahrenlage ist 
zu prüfen, ob es an dieser Stelle bereits zu  
Unfällen oder anderen gefahrenträchtigen Ereig-
nissen gekommen ist. Für den Nachweis der Ge-
fährlichkeit der Strecke reicht es aus, wenn eine 
steigende Zahl von Unfällen oder eine zeitweise 
überdurchschnittliche Verkehrsdichte, das Auf-
treten von Lkw-Kolonnen oder hohe Differenzge-
schwindigkeiten festgestellt werden oder beson-
dere topografische Gegebenheiten vorliegen.18

§ 45 Abs. 9 StVO konkretisiert die Ermächtigung 
der Straßenverkehrsbehörden. Satz 1 (neu) bezieht 
sich auf die besonderen Umstände aufgrund derer 
die Anordnung von Verkehrszeichen und Ver-
kehrseinrichtungen zwingend erforderlich sein 
müssen. Zur Feststellung des „zwingenden Erfor-
dernisses“ bei der Anordnung von Verkehrszei-
chen aufgrund der besonderen örtlichen Umstän-
de bedarf es der Überwachung des betreffenden 
Straßenraums sowie der Ermittlung der besonde-
ren Umstände durch die zuständige Behörde. 
 Besondere Umstände können besondere örtliche 
Verhältnisse sein wie zum Beispiel starker Rad-
fahrverkehr, starke Fußgängerquerungen auf viel 
befahrener Straße, Kurven etc. Weitere Hinweise 
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Westfalen aus, dass eine besondere Gefahrenlage 
nicht nach Aktenlage und nicht ohne genauere 
Untersuchung der Örtlichkeit beurteilt werden 
kann.20 Demnach sind zunächst Nachforschungen 
anzustellen, warum die allgemeinen Verkehrsvor-
schriften an der betreffenden Stelle nicht ausrei-
chen und warum die konkrete Gefahrensituation 
durch Verkehrszeichen beseitigt werden kann. 

Der Begriff der „das allgemeine Risiko überstei-
gende Gefahr“ hat sich in den letzten Jah-
ren gewandelt. So hatte das BVerwG 2001 
noch argumentiert, dass ohne ein Han-
deln der Straßenverkehrsbehörde mit an 
Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit zu-
sätzliche Schadensfälle zu erwarten sind.21 Damit 
war die Abwehr einer Gefahrenlage eng an das 
Handeln der Straßenverkehrsbehörde geknüpft. 
Im Laufe der folgenden Jahre lockerte das  
BVerwG den Begriff. Demnach bewertet dieses 
das Bestehen einer konkreten, das allgemeine Ri-
siko überschreitenden Gefahr, wenn sie sich aus 
den besonderen örtlichen Verhältnissen ergibt.22 

Damit ist die Anordnung eines Verkehrszeichens 
nicht mehr zwingend von einem unmittelbaren 
Tätigwerden der Straßenverkehrsbehörde  
abhängig, es reicht vielmehr aus, dass eine quali-
fizierte Gefahrlage aufgrund der örtlichen Ver-
hältnisse besteht. Schließlich setzt die erhebliche 
Risikoüberschreitung im Sinne des § 45 Abs. 9 
Satz 3 (neu) StVO nicht die Ermittlung einer 
konkreten Prozentzahl in Bezug auf die Unfall-
häufigkeit (einer vergleichbaren Verkehrsla-
ge) voraus, vielmehr genügt die Feststel-
lung einer gegenüber durchschnittlichen 
Verhältnissen deutlich erhöhten Unfall-
zahl.23 Das OVG Heilbronn sieht die Risiko-
überschreitung auf jeden Fall dann erfüllt, wenn 
die Unfallhäufigkeit auf einer bestimmten Stre-
cke die durchschnittliche Unfallhäufigkeit um 
ein Drittel übersteigt.

Als Zwischenergebnis ist festzustellen, dass sich 
die Ermächtigung der Straßenverkehrsbehörden 
zur Anordnung von Verkehrszeichen ausschließ-
lich auf die Abwehr und Beseitigung von Gefah-
ren oder Störungen des Straßenverkehrs bezieht, 
die aufgrund spezieller örtlicher Verhältnisse 
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auf die besonderen Umstände geben das Unfall-
lagebild, die Erhebung der Verkehrsströme sowie 
die Erkenntnisse aus der Beobachtung der 
Verkehrs abläufe. Satz 3 schränkt zudem die An-
ordnung von Verkehrszeichen im fließenden 
Verkehr weiter ein. Demnach dürfen dort nur 
Verkehrs zeichen angeordnet werden, wenn auf-
grund der besonderen örtlichen Verhältnisse eine 
Gefahrenlage besteht, die das allgemeine Risiko 
 einer Beeinträchtigung der Rechtsgüter Leib, 
 Leben oder bedeutende Sachwerte erheblich 
übersteigt. Diese Feststellung setzt die Ermittlung 
einer qualifizierten Gefahrenlage  voraus. Hier-
aus ergibt sich, dass vor einer Maßnahme der Sta-
tus quo für einen bestimmten Konfliktbereich zu 
ermitteln ist. Zudem hat im Nachgang der Maß-
nahme eine Erfolgskontrolle zu erfolgen. Das Er-
fordernis der Straßenverkehrsbehörde ergibt sich 
aufgrund der vollen gerichtlichen Überprüfbar-
keit ihrer Maßnahme. Sie hat nachzuweisen, dass 
mit ihrer Maßnahme die Sicherheit oder Ord-
nung im Straßenverkehr wiederhergestellt wer-
den kann, gegebenenfalls hergestellt wurde. 
 Somit ist es erforderlich, dass die Straßen-
verkehrsbehörde eine fachliche Stellungnahme 
fertigt, die die Befürwortung der Voraussetzun-
gen für eine Geschwindigkeitsbeschränkung 
 darlegt. 

Besondere Gefahrenlage 

In Verbindung mit der Gefahrenlage sind gemäß  
§ 45 Abs. 9 Satz 3 StVO (neu) das allgemeine Risi-
ko erheblich übersteigende Beeinträchtigungen 
der relevanten Rechtsgüter sowie des öffentlichen 
und privaten Sacheigentums zu prüfen. Dies ist 
dann der Fall, wenn im betreffenden Straßenbe-
reich, im Vergleich zu einer ähnlichen Verkehrssi-
tuation, bereits eine erhöhte Schadensfolge einge-
treten oder diese in naher Zukunft zu erwarten ist. 
Es ist anschließend die Aufgabe der Straßenver-
kehrsbehörde, die qualifizierte Gefahrenlage im 
Einzelfall darzulegen und gegebenenfalls anhand 
von Tatsachenmaterial zu dokumentieren.19 Dies 
können die Ergebnisse von Verkehrszählungen, 
Aufzeichnungen von Geschwindigkeitsüberwa-
chungsanlagen oder die Auswertung von Unfall-
zahlen sein. Vertiefend führt das OVG Nordrhein-
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hervortreten. Hierzu ist es erforderlich, dass die 
Straßenverkehrsbehörde die betreffende Störung 
(Schädigung oder konkrete Gefahr) ermittelt 
und bewertet. Anschließend kann die Straßen-
verkehrsbehörde, sie muss nicht, die normierten 
Maßnahmen der StVO und VwV-StVO anord-
nen. Im Falle, dass sie Verkehrszeichen anordnet, 
hat sie sich ausschließlich an die in der StVO/
VwV-StVO beschriebenen Voraussetzungen zu 
halten. 

Tempo-30-Zonen-Beschränkungen 

Für die Anordnung von Tempo-30–Zo-
nen müssen grundsätzlich die Voraussetzungen 
des § 45 Abs. 1, § 45 Abs. 9 Satz 1 und Satz 4 Zif-
fer 3 (neu) StVO i. V. m. § 45 Abs. 1c StVO vor-
liegen. Hierzu hat der Gesetzgeber die Kriterien 
für eine erleichterte Anordnung in § 45 Abs. 1c 
StVO deklaratorisch festgeschrieben. Den Zie-
len des § 45 Abs. 1 StVO (der Wiederherstellung 
der Sicherheit und Ordnung des Verkehrs) darf 
die Einrichtung einer geschwindigkeitsbe-
schränkenden Zone nicht widersprechen.24 Fer-
ner setzt die Anordnung von Tempo-30-Zonen 
nach § 45 Abs. 9 Satz 1 (neu) StVO voraus, dass 
die Maßnahme „aufgrund der besonderen Um-
stände zwingend erforderlich sein muss“.  Frag-
lich an dieser Stelle ist, ob die beabsichtigte Er-
leichterung noch in den Fällen vorliegt, in  
denen aufgrund besonderer Umstände die An-
ordnung einer Tempo-30-Zone „zwingend er-

forderlich“ sein muss. Ein gefordertes  
zwingendes Erfordernis könnte im Wi-
derspruch zu der beabsichtigten Erleich-
terung der Anordnung von Tempo-

30-Zonen stehen. Nach einem Beschluss 
des OVG Lüneburg kommt die Anordnung ei-
ner Tempo-30-Zone schon dann in Betracht, 
wenn die tatbestandlichen Voraussetzungen des 
§ 45 Abs. 1c StVO gegeben sind und den Vor-
aussetzungen des § 45 Abs. 1 Satz 1 StVO Be-
achtung geschenkt wurde, das heißt, Gründe 
der Sicherheit oder Ordnung für die Zonenan-
ordnung sprechen.25 Dem Einwurf des OVG Lü-
neburg ist der Gesetzgeber gefolgt und hat in  
§ 45 Abs. 9 Satz 4 StVO (neu) unmissverständ-
lich festgeschrieben, dass die Voraussetzungen 
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des § 45 Abs. 9 Satz 3 StVO (neu) nämlich eine 
Gefahrenlage aufgrund der besonderen örtli-
chen Verhältnisse, die das allgemeine Risiko  
einer Beeinträchtigung der einschlägigen 
Rechtsgüter erheblich übersteigt, nicht auf die 
Ausnahmen in § 45 Abs. 9 Satz 4 (neu) StVO an-
zuwenden sind. § 45 Abs. 9 Satz 1 StVO wurde 
dagegen nicht in die Ausnahmeregelungen auf-
genommen, sodass es offensichtlich dem politi-
schen Willen entspricht, dass weiterhin – auch 
bei Tempo-30-Zonen-Anordnungen gemäß  
§ 45 Abs. 1c StVO – die Voraussetzungen des  
§ 45 Abs. 9 Satz 1 StVO zu berücksichtigen sind.

§ 45 Abs. 1c StVO benennt die normierten 
Grundvoraussetzungen für die Anordnung ei-
ner Tempo-30-Zone. Satz 1 beschreibt die erfor-
derlichen äußeren Umstände (Örtlichkeiten 
und Verkehrsströme). Satz 2 beinhaltet einen 
Negativkatalog, der eine Zonen-Anordnung un-
ter den genannten Voraussetzungen  
ausschließt. Demnach darf sich eine Tempo-
30-Zone weder auf Straßen des überörtlichen 
Verkehrs (Bundes-, Landes- und Kreisstraßen) 
noch auf Vorfahrtstraßen (Zeichen 306) erstre-
cken. Sie darf nur Straßen ohne Lichtzeichen  
geregelte Kreuzungen oder Einmündungen, 
Fahrstreifenbegrenzungen (Zeichen 295), Leitli-
nien (Zeichen 340) und benutzungspflichtige 
Radwege (Zeichen 237, 240, 241 oder Zeichen 
295 i. V. m. Zeichen 237) umfassen. Satz 3 be-
schreibt, dass an Kreuzungen und Einmündun-
gen innerhalb der Zone grundsätzlich die Vor-
fahrtregel nach § 8 Abs. 1 Satz 1 („Rechts vor 
Links“) gelten muss. Für den Bereich des Landes 
Hessen wird per Erlass  des Hessischen Ministe-
riums für Wirtschaft, Verkehr und Landesent-
wicklung vom 11.8.2009 die dargestellte Rechts-
lage bekräftigt.26 Ein vormals erforderliches 
„Zonenbewusstsein“ für Tempo-30-Zonen wird 
nicht mehr gefordert.27 Der Verordnungsgeber 
hat das Erfordernis des Zonenbewusstseins ge-
lockert und verweist an verschiedenen Stellen 
darauf:
a) Innerhalb geschlossener Ortschaften ist abseits 

der Vorfahrtstraßen (Zeichen 306) mit der An-
ordnung von Tempo-30-Zonen (Zeichen 
274.1) zu rechnen.28
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litisches Gremium die Voraussetzungen und 
Merkmale der betreffenden Rechtsvorschriften 
erfüllt sein müssen – siehe auch oben zum Be-
schluss des VGH Hessen.  Somit haben die anord-
nenden Behörden auch diese rechtssatzmäßigen 
Voraussetzungen bei ihrer Anordnungsverfü-
gung zu beachten.

Tempo-30-Streckenbeschränkungen

Mit der Ersten Verordnung zur Änderung 
der Straßenverkehrs-Ordnung30 ergänzt 
der Gesetzgeber den § 45 Abs. 9 StVO  
inhaltlich dahingehend, dass nun auch 
Tempo-30-Beschränkungen auf klassifizierten 
Straßen rechtsverbindlich möglich sind. Die  
normierte Ausnahme ist für besonders schutz-
würdige Einrichtungen sowie deren Besucher 
und Patienten vorgesehen. § 45 Abs. 9 Satz 4, Zif-
fer 1 bis 5 StVO (neu) beschreibt Erleichterungen 
für die Anordnung von mehreren Verkehrszei-
chen mit unterschiedlichen Regelungsgehalten. 
Unter der Ziffer 5 sind die Tempo-30-Strecken-
beschränkungen innerhalb geschlossener Ort-
schaften, auf klassifizierten Straßen, vor beson-
ders schutzwürdigen Einrichtungen benannt. 
Demnach können innerörtliche streckenbezoge-
ne Geschwindigkeitsbeschränkungen von 30 
km/h (Zeichen 274) auf Straßen des überörtli-
chen Verkehrs (Bundes-, Landes- und Kreisstra-
ßen) oder auf weiteren Vorfahrtstraßen (Zeichen 
306) im unmittelbaren Bereich von Kindergär-
ten, Kindertagesstätten, allgemeinbildenden 
Schulen, Förderschulen, Alten- und Pfle-
geheimen oder Krankenhäusern angeord-
net werden. Die Ausnahme für eine An-
ordnung bezieht sich ausschließlich auf Satz 
3 des § 45 Abs. 9 StVO: „Insbesondere Beschrän-
kungen und Verbote des fließenden Verkehrs 
dürfen nur angeordnet werden, wenn aufgrund 
der besonderen örtlichen Verhältnisse eine Ge-
fahrenlage besteht, die das allgemeine  Risiko ei-
ner Beeinträchtigung der in den vorstehenden 
Absätzen genannten Rechtsgüter er heblich über-
steigt.“ Hiermit wird normiert, dass  für die An-
ordnung der unter Ziffer 5 genannten  Tempo-
30-Streckenbeschränkung aufgrund „einer das 
allgemeine Risiko übersteigende Gefahr“ nicht 
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b) Die Kraftfahrzeugführer werden künftig die 
Straßen in Tempo-30-Zonen deutlich von Stra-
ßen außerhalb solcher Zonen unterscheiden 
können.29 Die Unterscheidungsmerkmale sol-
len durch ein bundesweit einheitliches Er-
scheinungsbild der Straßen umgesetzt werden. 
Dies setzt gegebenenfalls normierte Anpassun-
gen des betreffenden Verkehrsraumes in Ver-
bindung mit der Anordnung von Tempo-
30-Zonen voraus.

Im Einzelnen wird die Anordnung von Zeichen 
274.1 durch die grundsätzliche Vorfahrtregel 
„Rechts vor Links“, das ausnahmslose Fehlen von 
Lichtzeichen, Fahrstreifenbegrenzungen und 
Leitlinien sowie benutzungspflichtigen Radver-
kehrsanlagen unterstützt. Werden die Verkehrs-
zeichen und Verkehrseinrichtungen dennoch 
beibehalten oder zusätzlich installiert, verliert die 
Zonenbeschränkung ihr Sichtbarkeitsmerkmal 
und ist vollumfänglich gerichtlich anfechtbar. 
Bauliche Veränderungen (Einengungen, Schwel-
len etc.) dürfen hingegen künftig nicht mehr er-
wartet werden. Stattdessen sollen erforderliche 
Verengungen des Fahrbahnquerschnitts durch 
Markierungen von Parkständen und Sperrflä-
chen ausreichen. Die Vorschrift dient aber auch 
der Verkehrssicherheit und ergänzt insoweit § 45 
Abs. 1c StVO (vgl. BR-Drucksache 599/00, S. 22). 

Die Aufzählung der Voraussetzungen in § 45  
Abs. 1c StVO ist nicht abschließend jedoch präju-
dizierend. Ergänzungen können nur in enger An-
lehnung an die Standardvorgaben vorgenommen 
werden. Im Einvernehmen mit der Gemeinde be-
deutet daher nicht, dass die Beschlüsse kommu-
naler Gremien zur Anordnung von Tempo-
30-Zonen bindend umgesetzt werden müssen. 
Die VwV-StVO zu § 45 XI Ziffer 5 – Tempo-
30-Zonen – führt aus: „Die Anordnung von  
Tempo-30-Zonen ist auf Antrag der Gemeinde 
vorzunehmen, wenn die Voraussetzungen und 
Merkmale der StVO und der VwV-StVO vorlie-
gen oder mit der Anordnung geschaffen werden 
können, indem vorhandene, aber nicht mehr er-
forderliche Zeichen und Einrichtungen entfernt 
werden.“ Damit ist normiert, dass auch nach dem 
Beschluss für eine Tempo-30-Zone durch ein po-



VD 12/2016 327

mehr ermittelt werden muss. Die allgemeine Ge-
fahrenlage gemäß § 45 Abs. 1 und Abs. 9 Satz 1 
StVO ist auch hier zu prüfen und zu beschreiben. 
Mit der Änderung des § 45 Abs. 9 Satz 4 Ziffer 5 
StVO (neu) ist kein Automatismus verbunden, 
der Tempo-30-Beschränkungen vor solchen Ein-
richtungen stets gestattet. Einen denkbaren Aus-
schlussgrund hat das Bundesministerium für 
Verkehr in seiner Begründung angeführt: „Nicht 
zum Tragen kann die Absenkung der Anord-

nungshürde jedoch für solche Einrichtun-
gen kommen, die nicht mit unmittelba-
rem Zugang zur Hauptverkehrsstraße 

ausgestattet sind, sondern sich auf einem 
abseits gelegenen Gelände befinden“. Somit sind 
auch hier weiterhin Einzelfallprüfungen erfor-
derlich.

Schließlich ist bei sämtlichen Verkehrszeichen 
dem allgemeinen Sichtbarkeitsgrundsatz Rech-
nung zu tragen. Da Verkehrszeichen befolgt wer-
den müssen, muss eine durch das Aufstellen von 
Verkehrszeichen bekannt gegebene Regelung 
klar und eindeutig sein. Verkehrszeichen sind 
deshalb nach dem sogenannten Sichtbarkeits-
grundsatz aufzustellen oder anzubringen. So ent-
faltet beispielsweise ein durch Baum- und Busch-
bewuchs objektiv nicht mehr erkennbares 
Verkehrszeichen 274.1 keine Rechtswirkung.31  

Verkehrszeichen müssen so aufgestellt und ange-
bracht sein, dass sie ein durchschnittlicher Kraft-
fahrer bei Einhaltung der nach § 1 StVO erfor-

derlichen Sorgfalt schon mit einem raschen 
und beiläufigen Blick erfassen kann.32 

Fazit 

Bei der Anordnung von Verkehrszeichen im 
Straßenverkehr stehen den Straßenverkehrsbe-
hörden keine Kompetenzbereiche zur Verfü-
gung, um entsprechend der eigenen Einschät-
zung tatsächliche Verkehrssachverhalte anstelle 
des Gesetzgebers zu regeln. Sie haben die ein-
schlägigen Rechtsvorschriften der StVO und 
VwV-StVO zu beachten. Die Neuerungen zur 
Umsetzung von Tempo-30-Bereichen beinhalten 
stellenweise Erleichterungen, jedoch keine Auto-
matismen, so sind weiterhin Einzelfallprüfungen 
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durch die Straßenverkehrsbehörden vorzuneh-
men. Das Ermessen der Straßenverkehrsbehör-
den beschränkt sich auf das Auswahlermessen in 
den Fällen, in denen mehrere gleichwertige Mit-
tel zur Verfügung stehen. Eines dieser Mittel sind 
die Anordnungen von Tempo-30-Bereichen. Mit 
der Entscheidung, Tempo-30-Bereiche einzu-
richten, endet die Ermessensfreiheit der Straßen-
verkehrsbehörde. Sie hat in der Folge ausschließ-
lich die rechtsverbindlichen Voraussetzungen für 
die angedachte Anordnung  zu prüfen. Erst nach 
erfolgreicher ermessensfehlerfreier Prüfung kann 
die Behörde die Anordnung eines Tempo-30-Be-
reiches umsetzen. Jedes auf straßenverkehrs-
rechtlichen Grundlagen angeordnete Ge- oder 
Verbot, hierzu gehören auch die Tempo-30-Be-
reiche, unterliegt in vollem Umfang der gerichtli-
chen Nachprüfung. Daher hat jeder Verkehrsteil-
nehmer ein Recht auf ermessensfehlerfreie 
Anordnungen von Verkehrszeichen, insbesonde-
re in Verbindung mit der Erhebung von Verwar-
nungs- und Bußgeldern. 

Der zweite Teil beinhaltet weitere Hinweise für 
die praktische Umsetzung der Anordnung von 
Verkehrszeichen. §§
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